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Journées de l’économie
luxembourgeoise 
PricewaterhouseCoopers Luxem-
bourg organisera les 13 et 14 fé-
vrier prochains, en collaboration
avec la Chambre de Commerce et
l’Observatoire de la Compétitivité
du Ministère de l’Economie et du
Commerce extérieur, son rendez-
vous annuel consacré au dévelop-
pement économique du Grand-
Duché et à ses perspectives futu-
res. L’édition 2008 des Journées
de l’économie aura pour thème
«Les opportunités de développe-
ment des entreprises – le point de
vue des chefs d’entreprises fami-
liales et internationales implan-
tées au Luxembourg». 
Le Ministre de l’Economie Jean-
not Krécké sera présent.Une at-
tention particulière sera portée,
cette année, sur le cluster luxem-
bourgeois des équipementiers du
secteur automobile et le rôle futur
des constructeurs indiens et chi-
nois. Michael Gartside, expert
PwC dans ce domaine, lancera le
débat qui sera suivi d’un panel re-
groupant les principaux respons-
ables du cluster grand-ducal. Les
traductions des interventions se-
ront assurées en langues française
et anglaise. L’agenda détaillé ainsi
que la liste des intervenants, sont
consultables sur les sites Inter-
net www.pwc.com/lu et
www.odc.lu. Les frais de partici-
pation de 150 euros (1/2 journée)
et 200 euros (les deux jours) se-
ront intégralement reversés à
l’initiative 1,2,3 Go, interrégional
d’entrepreneurs. (C.)

US-Pharmakonzern Eli Lilly
steigert Gewinn
Indianapolis. Der US-Pharmakon-
zern Eli Lilly sieht sich nach
einem Ergebnisplus im vergange-
nen Jahr auch 2008 gegen die zu-
nehmende Konkurrenz durch
Nachahmer-Mittel gewappnet.
Umsatz und Gewinn sollen im
laufenden Jahr deutlich steigen,
bekräftigte der scheidende Kon-
zernchef Sidney Taurel am
Dienstag in Indianapolis (India-
na). Im Schlussquartal 2007 ver-
vielfachte sich der Gewinn von
132 auf 854 Millionen Dollar. Im
Vorjahr verbuchte Eli Lilly aller-
dings enorme Sonderbelastungen
durch den Konzernumbau und
durch Kosten für Haftungsstrei-
tigkeiten beim Schizophrenie-
Medikament Zyprexa, dem
Hauptumsatzbringer. Um Son-
dereffekte bereinigt, stieg der
Gewinn um zehn Prozent. Der
Umsatz wuchs um 22 Prozent auf
5,2 Milliarden Dollar (3,5 Mrd
Euro). Eli Lilly profitierte vom
schwachen Dollar. (dpa)

US-Zwangsvollstreckungen
nehmen um 75 Prozent zu
New York. Aufgrund der Immobi-
lienkrise ist in den USA die Zahl
der Zwangsvollstreckungen von
Hypothekendarlehen im vergan-
genen Jahr um 75 Prozent nach
oben geschossen. Insgesamt gab
es 2,2 Millionen solcher Hypo-
thekenausfälle, berichtete das
„Wall Street Journal“ am Diens-
tag unter Berufung auf einen Im-
mobiliendaten-Anbieter. Damit
sei mehr als ein Prozent aller
US-Haushalte von einer gerichtli-
chen Zwangsvollstreckung be-
troffen gewesen. Im Dezember
verdoppelte sich die Zahl der
Ausfälle sogar fast im Vergleich
zum Vorjahresmonat. (dpa)

Ist die Mikrofinanz Opfer ihres eigenen Erfolgs?

Produktivität als Basis 
für Mikrokredite

MicroRate-Gründer Damian von Stauffenberg sprach über Gefahren für die Mikrofinanzierung

Damian von Stauffenberg ist Gründer und Direktor von MicroRate – der
weltweit ersten Ratingagentur für Mikrofinanzinstitutionen. (FOTO: A. ANTONY)

V O N  R E B E C C A  B U S E M E Y E R

Die Mikrofinanzinstitutionen wach-
sen mit großer Geschwindigkeit so-
wohl in ihrer Anzahl als auch in ih-
rem Umfang. Die Mikrofinanzie-
rungsfonds verzeichnen sogar ein
noch höheres Wachstum, ihr Volu-
men verdoppelt sich momentan
jährlich. Damian von Stauffenberg
verdeutlichte gestern in seinem
Vortrag, dass er diesen Enthusias-
mus sehr begrüßt, aber auch um
seine Gefahren weiß. Diese sieht er
vor allem in der unreflektierten In-
vestition von Seiten der Einzelanle-
ger in Mikrofinanzierungsfonds als
auch in der unzureichend geprüften
Kreditvergabe der Mikrofinanzinsti-
tutionen in den Entwicklungslän-
dern. 

Im Rahmen der Reihe „Midi de la
microfinance“ füllte sich anläss-
lich des Vortrags „La microfinance
est-elle victime de son propre
succès?“ am Dienstag das Audito-
rium der Banque du Luxembourg.

Gastredner war Damian von
Stauffenberg, Gründer und Direk-
tor der Ratingagentur für Mikro-
finanzinstitutionen MicroRate.
Die Veranstaltung organisierte die
ADA (Appui au Développement
Autonome) in Zusammenarbeit
mit der Luxembourg CFA (Charte-
red Financial Analyst) Society.

Die Lebenssituation der
Kreditnehmer berücksichtigen

Von Stauffenberg erläuterte insbe-
sondere die eigentliche Bedeutung
von Mikrofinanzierung und die aus
ihrer falschen Interpretation ent-
stehenden Schwierigkeiten. Ein
Mikrokredit sei nicht einfach als
Kleinkredit mit geringer Kredit-
summe zu verstehen. Wichtig sei
der Zweck, den der Mikrokredit
anstrebt, so Von Stauffenberg. 

Der Darlehensbetrag soll dem
Kreditnehmer eine produktive Tä-

tigkeit ermöglichen, die nicht nur
auf die Rückzahlung des Kredits
abzielt, sondern auch sein langfris-
tiges Auskommen sichert. Das feh-
lende Verständnis und die man-
gelnde Anwendung dieses Grund-
satzes könne laut Von Stauffen-
berg die bisherige außergewöhn-
lich positive Entwicklung des
Mikrofinanzierungssektors gefähr-
den. Falls Mikrofinanzinstitutio-
nen sich nicht ausreichend mit der
Lebenssituation ihrer Kreditneh-
mer in den Entwicklungsländern
und deren Motivation und Befähi-

gung zur produktiven Verwen-
dung des Darlehens auseinander-
setzten, werde sich in vielen Fällen
nach der Kreditvergabe keine fi-
nanzielle Eigenständigkeit entwi-
ckeln. Somit hätte die Mikrofinan-
zierung ihr eigentliches Ziel, be-
dürftigen Menschen zu einer
selbstständigen Existenz zu ver-
helfen, verfehlt. Ein solcher Kredit
wäre in seinem Ergebnis und sei-
ner Auswirkung eher vergleichbar
mit einem Konsumentenkredit, der
keine Wertschöpfung bezweckt
und seine Kreditnehmer in die

Schuldenfalle treiben kann. Auf
diese Weise könnten auch größere
Kreditverluste entstehen, die der-
zeit im Mikrofinanzierungssektor
lediglich bei circa 1 Prozent liegen.

Folgerichtig ist es für Mikrofi-
nanz-Fonds von zentraler Bedeu-
tung, in Mikrofinanzinstitutionen
zu investieren, die eine Produktivi-
tät ihrer Kreditnehmer anstreben
und somit auch profitabler sind.
Von Stauffenberg erläuterte in die-
sem Zusammenhang die Gefahr
des hohen Kapitalflusses in den
relativ engen Markt der Mikrofi-
nanzierung. Die steigende Mark-
tattraktivität könne Investoren
dazu verleiten, unüberlegte und
kaum geprüfte Investitionen zu tä-
tigen, die sich im Nachhinein als
unrentabel herausstellten. Auch
beurteilte Von Stauffenberg die
niedrigen Zinsen kritisch, zu de-
nen Fonds ihr Kapital an Mikrofi-
nanzinstitutionen verleihen. 

Gefahren und Risiken
rechtzeitig erkennen

Der Zinssatz, der in der Regel un-
gefähr 9 Prozent beträgt, könne
sowohl das finanzielle als auch das
politische Risiko, das durch diese
Investition eingegangen wird,
kaum abdecken. Von Stauffenberg
forderte ein Überdenken dieser
Zinsstrategie und eine genauere
Prüfung der Mikrofinanzinstitutio-
nen. Gleichzeitig machte er auf
Luxemburgs weltweit führende
Position im Bereich der Mikro-
finanz-Fonds aufmerksam und lei-
tete daraus eine große Verantwor-
tung für das Großherzogtum ab.

Die Antwort auf die im Titel des
Vortrags gestellte Frage lieferte
Von Stauffenberg abschließend.
Mikrofinanzierung sei noch nicht
Opfer ihres eigenen Erfolgs, je-
doch könne es soweit kommen,
falls die Gefahren und Risiken
nicht erkannt und berücksichtigt
werden.

Datenschutz gilt auch 
für Musikpiraten

Wegweisendes Urteil des Europäischen Gerichtshofs

Luxemburg. Auch für Musikpiraten
im Internet gilt der Datenschutz.
Das Urheberrecht von Musikpro-
duzenten dürfe diesen Daten-
schutz nicht aushebeln, urteilte
der Europäische Gerichtshof
(EuGH) am Dienstag in Luxem-
burg.

Hintergrund des Urteils ist ein
Rechtsstreit in Spanien: Dort ver-
langte ein Rechteverwerter vom
Telekomunternehmen Telefónica
die Adressen von Kunden, die im
Internet Musikstücke tauschten.
(Rechtssache C-275/06)

Telefónica hatte die Heraus-
gabe der Daten abgelehnt: Spani-
sches Recht erlaube das nur für
Strafverfahren oder zum Schutz
der öffentlichen Sicherheit und
nationalen Verteidigung, argu-
mentierte das Unternehmen. Da-

raufhin klagte die Vereinigung
Promusicae, der Produzenten und
Herausgeber von Musik- und Au-
dioaufnahmen angehören. Das an-
gerufene Gericht wandte sich an
den EuGH, damit dieser die euro-
päische Rechtslage kläre.

Der EuGH stellte fest, dass zwar
mehrere EU-Richtlinien den
Schutz geistigen Eigentums und
des Urheberrechts vorschreiben.
Dies dürfe den Schutz personen-
bezogener Daten aber nicht ein-
schränken. Laut EU-Recht könn-
ten die Mitgliedstaaten eine Wei-
tergabe solcher Daten für Zivilver-
fahren vorschreiben, sie müssten
dies aber nicht tun. In jedem Fall
müsse ein angemessenes Gleich-
gewicht zwischen Datenschutz
und Urheberrecht geschaffen wer-
den, meinte der EuGH. (DJN)

eBay will mit niedrigeren
Gebühren Umsatz ankurbeln

Internet-Auktionshaus bald mit neuer Gebührenstruktur

San Jose. Das weltgrößte Internet-
Auktionshaus eBay will mit niedri-
geren Gebühren wieder mehr Ver-
käufer anlocken und den Umsatz
ankurbeln. Künftig solle es bis zu
50 Prozent weniger kosten, Artikel
bei eBay einzustellen, teilte das
Unternehmen am Dienstag im ka-
lifornischen San Jose mit.

Dagegen will eBay die Gebüh-
ren für abgeschlossene Geschäfte
erheblich erhöhen. Für Transak-
tionen unter 25 Dollar sollen die
Kosten für den Verkäufer um zwei
Drittel auf 8,75 Prozent des Ver-
kaufspreises zulegen. Die neue
Gebührenstruktur soll am 20. Feb-
ruar im amerikanischen Markt
wirksam werden.

In den einzelnen Ländern wür-
den die Gebührenänderungen je-
doch in unterschiedlicher Weise

umgesetzt, hieß es. Details für eu-
ropäische Online-Marktplätze sol-
len am 11. Februar bekannt gege-
ben werden. eBay zufolge begrüß-
ten Nutzer die Änderungen, da
Verkäufer ein geringeres Risiko
bei Artikeln hätten, die keine Käu-
fer finden.„ Wir wollen Verkäufer
ermutigen, mehr Gegenstände bei
uns zu versteigern“, hieß es.

Für Verkäufer sollen künftig zu-
dem höhere Anforderungen gel-
ten, um zum Beispiel überhöhte
Versand- und Verpackungskosten
zu vermeiden. Angebote von Ver-
käufern, mit denen Käufer beson-
ders unzufrieden sind, würden in
den Suchergebnissen weiter nach
unten gestuft. Solche Verkäufer
müssten zudem sicherstellen, dass
sie sichere Zahlungsmethoden an-
bieten. (dpa)


